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155 tEinführung

155
155
156 AIII<l\;\; u\\d L\e( der Arbeit

..156

..158 In Deutschland war vergleichende Werbung seit der Rechtsprechung des

'.' ;%: Reichsgerichts Ende der zwanziger Jahrel bis auf wenige Ausnahmen grundsätzlich
.159 verboten. Eine gesetzliche Regelung über die Generalklauseln des § 1 und § 3 UWG

159
159 hinaus bestand in Deutschland nicht. Seit Anfang der siebziger Jahre bemühte sich die

::~ Europäische Union, auf dem Gebiet der vergleichenden Werbung eine

162 europarechtliche Regelung herbeizuruhren, da das Recht der Mitgliedstaaten von
162
162 einern strikten Verbot ohne nennenswerte Ausnahmen wie in Luxemburg und Belgien
163 bis hin zur generellen Zulässigkeit des wahren Werbevergleichs in England reichte.2

/64
Eine europarechtliche Regelung war unerlässlich geworden, da die unterschiedlichen

165 Rechtslagen in den Mitgliedstaaten, insbesondere in Zeiten von Satellitenfernsehen~~ 

und Internet, immer mehr zu einer Behinderung des freien Waren- und

67 Dienstleistungsverkehrs geruhrt hatten. Das teilweise Verbot der vergleichenden
69
69 Werbung widersprach zudem dem Recht der Verbraucher auf Unterrichtung, welches;g 

bereits im Jahre 19753 als fundamentales Recht der Verbraucher angesehen wurde.

72 Am 6. Oktober 1997 wurde von der Europäischen Union der Richtlinienvorschlag zur
72
73 vergleichenden Werbung, der in seiner ursprünglichen Form bereits aus dem Jahre 1991
73
14 stammt, gegen die Stimme Deutschlands4 verabschiedet.5 Danach ist die vergleichende

'4 Werbung unter den in Art. 3a der Richtlinie genannten Voraussetzungen zulässig. Die
'5
6 Mitgliedstaaten waren verpflichtet die Richtlinie innerhalb einer Umsetzungsfrist von

'7 ..J 30 Monaten bis zum 31.04.2000 in nationales Recht umzusetzen. Dies ist nunmehr in
7
9
0
? IRG RGZ 116, 277/280 "Konsumverein" -der Begriffpersönliche Werbung entspricht heute dem

Begriff vergleichende Werbung"
I 2 Gülbay, 1997, S. 122ff.; Neu, ZEuP 1999, 123/128ff., Meyer, 1991, S. 284ft:; Freund, 2001, 13ff;

Tilmann,GRUR Int.I993, 133f.
, 3 Entschließung des Rates vom 14.04.1975 betreffend eines ersten Programms der EuropäischenI 

Wirschaftsgemeinschaft filr eine Politik zum Schutz und zur Unterrichtung der Verbraucher;

ABL EG Nr. C 92/01 vom 25.04.1975.
4 GroßkommentarUWG -Brandner/Bergmann, 1999, § I, A 70.
Sv gl. zur Geschichte des Richtlinienvorschlags insbesondere Gülbay, 1997, S. 33ft:.
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Deutschland durch den Gesetzesentwurf vom 25.02.2000, verabschiedet am A

01.09.2000, geschehen, nachdem der BGH bereits im Jahre 1998 mit dem Urteil ~

"Testpreis-Angebot,,6 seine Rechtsprechung an die Richtlinie angepasst hatte. ei

Diese neue Rechtslage in Deutschland ist der Anlass sich erneut mit dem Thema der B

vergleichenden Werbung, welches im letzten Jahrzehnt in wissenschaftlichen Arbeiten ei

häufig behandelt worden ist, zu beschäftigen. Das Kernstück der Arbeit ist die bl

Auslegung der einzelnen Kriterien des neuen § 2 UWG sowie des § 3 S. 2 UWG.

Geklärt werden soll die Frage, ob durch die Rechtsvereinheitlichung die beabsichtigte Ir

Liberalisierung? vergleichender Werbung in Deutschland tatsächlich eingetreten ist E

oder ob eventuell sogar eine partielle Verschlechterung der Verbrauchersituation dl

stattgefunden hat. Untersucht werden daneben die Vorteile und Risiken vergleichender U

Werbung für die Werbetreibenden sowie die Auswirkungen der neuen Rechtslage au w

dieWerbewirtschaft.

f D
Vorgehensweise r. "

L
Im Rahmen des ersten Kapitels wird zunächst der Begriff Werbung näher definiert und

el
deren Funktion für den Werbenden und den Verbraucher erläutert. Anschließend

\i
werden die unterschiedlichen Formen der vergleichenden Werbung voneinander

A
abgegrenzt und der Anwendungsbereich des neuen § 2 UWG, in dem jetzt die

vergleichende Werbung gesetzlich geregelt ist, geklärt. Hiermit wird zugleich auch de
11

Umfang der Arbeit festgelegt, da nur Werbevergleiche, die in den Anwendungsbereicb
9

des neuen § 2 UWG fallen, Gegenstand der Untersuchung sind.
z

Zum besseren Verständnis, inwieweit sich die neue europarechtliche Regelung und
11

deren Umsetzung von der bisherigen Rechtslage unterscheidet, wird im zweiten
R

Kapitel die Rechtslage in Deutschland vor Erlass der Richtlinie 97/55/E
n

zusammenfassend dargestellt.
a

a

6 BGHNJW 1998, 2208ff. "Testpreis-Angebot"; vgl. auch Kapitel?, I. v
7 Zu den Zielen der Richtlinie Kapitel 4, I.
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:t am Anschließend werden die Gründe, die flir bzw. gegen die Zulässigkeit vergleichender

Urteil Werbung sprechen, gegenübergestellt und bewertet. Eine Auseinandersetzung mit den

einzelnen Argumenten ist weiterhin sinnvoll, um einen Ausgangspunkt flir die

la der Beurteilung der jetzigen Rechtslage zu haben und die Ergebnisse bei der Auslegung der

,eiten einzelnen Voraussetzungen flir die Zulässigkeit vergleichender Werbung zu

It die berücksichtigen.

lWG.

~tigte 1m vierten Kapitel beschäftigt sich die Arbeit mit den Zielen, der

:0 ist Entstehungsgeschichte und den Auswirkungen der Richtlinie. Auch nach Umsetzung

ation der Richtlinie durch den deutschen Gesetzgeber ist es zum Verständnis des neuen § 2

:oder UWG erforderlich, sich mit den Zielen der Richtlinie, deren Entstehungsgeschichte

e auf und Auswirkungen zu beschäftigen, da diese wichtige Auslegungskriterien darstellen.

11 Das flinfte und sechste Kapitel sind das Kernstück der Arbeit. Innerhalb dieser Kapitel

'~ werden die neue Gesetzeslage in Deutschland anhand der einzelnen Kriterien des § 2

UWG und § 3 S. 2 UWG ausführlich dargestellt, und die Frage untersucht, inwieweit
und

eine Liberalisierung stattgefunden hat bzw. ob eine partielle Verschlechterung der
Jend

Verbrauchersituation eingetreten ist und inwieweit diese durch entsprechende
I1der

Auslegung der einzelnen Kriterien verhindert werden kann.
die

der
Im Anschluss daran wird die Rechtsprechung des BGH nach Erlass der Richtlinie

~ich
97/55/EG untersucht und eine Beurteilung dahingehend unternommen, inwieweit diese

I 1 zu einer Liberalisierung vergleichender Werbung beiträgt.

lind
Im Rahmen des letzten Kapitels prüft die Arbeit die Auswirkungen der neuen

iten
Rechtslage auf die deutsche Werbewirtschaft. Dies wird anhand von Beispielen aus der

EG
neueren Werbepraxis belegt. Darüber hinaus wird unter Berücksichtigung der

allgemeinen Vorteile und Risiken der vergleichenden Werbung sowie deren Wirkung
r
r auf den deutschen Verbraucher eine Prognose flir die Weiterentwicklung

~ vergleichender Werbung in Deutschland gestellt.


